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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Im Kirkeler Ortsteil Neuhäusel befindet sich 
in der Burgstraße Hs.-Nr. 24a ein bislang 
unbebautes Grundstück.

Mit dem Bebauungsplan „Südlich der obe-
ren Burgstraße“, der im Jahr 2012 als Sat-
zung beschlossen wurde, wurde durch Fest-
setzung eines Baufensters die überbaubare 
Grundstücksfläche innerhalb des Grundstü-
ckes festgesetzt. Im Zuge der Teiländerung 
des Bebauungsplanes „Südlich der oberen 
Burgstraße“ soll die überbaubare Grund-
stücksfläche bis zur hinteren Gebäudeflucht 
des Anwesens Burgstraße Hs.-Nr. 24 ver-
schoben werden.

Die Gemeinde Kirkel hat somit nach § 1 
Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB die 
1. Teiländerung des Bebauungsplans „Süd-
lich der oberen Burgstraße“ im vereinfach-
ten Verfahren beschlossen.

Der Geltungsbereich der 1. Teiländerung 
des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche 
von ca. 3.660 qm.

Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes 
„Südlich der oberen Burgstraße“ ersetzt 
den Bebauungsplan „Südlich der oberen 
Burgstraße“ (2012) lediglich mit den ge-
troffenen Regelungsinhalten. Die übrigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Süd-
lich der oberen Burgstraße“ bleiben hiervon 
unberührt.

Mit der Erstellung des Bebauungsplans und 
der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13 BauGB (ver-
einfachtes Verfahren) durchgeführt. Durch 
die 1. Teiländerung des vorliegenden Be-
bauungsplanes werden die Grundzüge der 
Planung nicht berührt.

Für den Bereich wird weiterhin ein Allge-
meines Wohngebiet festgesetzt, lediglich 
die überbaubare Fläche wird durch die 1. 
Teiländerung des Bebauungsplanes „Süd-
lich der oberen Burgstraße“ im Bereich des 
Grundstückes Burgstraße Hs.-Nr. 24a ange-
passt.

Der vorliegende Bebauungsplan unterliegt 
gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Anlage 1 
UVPG keiner Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung. Gem. § 13 
Abs. 1 Nr. 2 BauGB bestehen keine Anhalts-
punkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutz-
güter. Ebenso bestehen gem. § 13 Abs. 1 Nr. 
3 keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der 
Planung Pflichten zur Vermeidung oder Be-
grenzung der Auswirkungen von schweren 
Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB von einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Um-
weltbericht nach § 2a BauGB, von der An-
gabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar sind, der zusammenfassenden Erklä-
rung nach § 10a Abs. 1 BauGB und von der 
frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung 
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB ab-
gesehen wird.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Kirkel stellt für das Plangebiet eine Wohn-
baufläche dar. Der Bebauungsplan ist somit 
gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächen-
nutzungsplan entwickelt. 
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Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich im östlichen 
Siedlungsbereich des Kirkeler Ortsteils Kir-
kel-Neuhäusel.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden durch die Verkehrsfläche der 
Burgstraße,

•	 im Süden durch einen öffentlichen Fuß-
weg sowie die angrenzenden Gärten 
der Straße „Im Talgarten“ und

•	 im Westen und Osten durch Wohnbau-
flächen der Burgstraße.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung des 
Bebauungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen-
tumsverhältnisse

Die Flächen des Geltungsbereiches befin-
den sich in privatem Eigentum. Es handelt 
sich um ein unbebautes Wohnbaugrund-
stück. 

Die vorhandene Nutzungsstruktur in der di-
rekten Umgebung des Plangebietes ist ent-
sprechend dem Planungsziel des Bebau-
ungsplanes „Südlich der oberen Burgstra-
ße“ (2012) überwiegend durch Wohnnut-
zungen geprägt.

Nordöstlich des Plangebietes  befindet sich 
zudem die Burg Kirkel (ca. 350 m) und 
nordwestlich ein Wasgau (ca. 450 m). Ins-
gesamt überwiegen jedoch die klassischen 
wohngebietstypischen Nutzungen.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist über die Burgstraße, die 
Mühlbergstraße, die Goethestraße, den Un-
nerweg sowie die Kaiser Straße erschlossen, 
wobei letztere die Gemeinde Kirkel mit dem 
örtlichen und überörtlichen Verkehrsnetz 
(Landesstraße L119, Autobahn A 6,  Auto-
bahn A 8) verbindet.

Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt über 
die ca. 500 m nordwestlich des Plangebie-
tes gelegene Bushaltestelle „Ortsmitte, Kir-
kel“ sowie über die südwestlich gelegene 
Bushaltestelle „Am Mühlweiher, Kirkel“, in 
gleicher Distanz.

Ver- und Entsorgung

An der Ver- und Entsorgung werden keine 
Änderungen vorgenommen.

Kataster mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum Kirkel, nicht achsengebunden; Altstadt und Kirkel-Neuhäusel als Nahbereich dem 
Grundzentrum zugeordnet

Vorranggebiete, Verkehr, Standortbereiche •	 Der zu überplanende Bereich liegt gemäß Landesentwicklungsplan Saarland, Teilabschnitt „Um-
welt“ innerhalb eines Vorranggebietes für Grundwasserschutz

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 keine Restriktionen für das Vorhaben
•	 keine Auswirkungen zu erwarten, da der Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert wird

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen für das Plangebiet

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung •	 nicht betroffen
•	 das am nächsten zum Geltungsbereich gelegene FFH- und Vogelschutzgebiet „Limbacher und 

Spieser Wald“liegt rund 3 km südwestlich des Plangebietes
•	 Es sind keine Auswirkungen zu erwarten, da der Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich ver-

ändert wird

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, Land-
schaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Nationalparks, Naturparks, 
Regionalparks, Biosphärenreservate 

•	 Das Plangebiet liegt innerhalb des Grundwasserschutzgebietes in der Schutzzone III
•	 Zudem liegt das Plangebiet innerhalb des Biosphärenreservates Bliesgau, jedoch nicht innerhalb 

einer Kern- und Pflegezone (damit keine Restriktionen verbunden)
•	 keine Auswirkungen zu erwarten, da der Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert wird

Naturdenkmäler, in der Denkmalliste nach § 6 
SDSchG verzeichnete Denkmäler oder in amtli-
chen Karten verzeichnete Gebiete 

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach § 6 
Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) bestehen keine 
Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Biotoptypen bzw. von seltenen oder streng geschütz-
ten Arten innerhalb und im nahen Umfeld des Geltungsbereiches: 

•	 gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland) innerhalb eines 1 km-Korridors 
um die Planungsfläche unter den gem. §§ 19 und 44 BNatSchG planungsrelevanten Arten 
Nachweise der Zwerg- und Breitflügel-Fledermaus sowie der Wasserfledermaus und des Gro-
ßen Mausohrs (C. Harbusch 2005, 2010, D. Gerber 2012, Quartiere im Wasserbunker Kirkel); 
Nachweis der Mauereidechse am Kirkeler Bahnhof (F.-J. Weicherding, 2002) 

•	 keine Arten oder Flächen des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) betroffen 

•	 keine n. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope und keine registrierten Lebensräume 
n. Anh. 1, FFH-Richtlinie innerhalb oder im nahen Umfeld des Geltungsbereiches

Allgemeiner und Besonderer Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen

Zum Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungsfrist vom 01. Oktober bis 
28. Februar einzuhalten.

Störung oder Schädigung besonders geschütz-
ter Arten bzw. natürlicher Lebensräume nach 
USchadG,  Verbotstatbestand nach § 44 
BNatSchG

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

•	 es handelt sich um ein unbebautes, seit langer Zeit brach liegendes, ca. 0,37 ha großes Grund-
stück innerhalb der Ortslage von Kirkel zwischen der Burgstraße / Mühlbergstraße und einem 
öffentlichen Fußweg

•	 der gesamte Geltungsbereich der Teiländerung ist mit Brombeerhecken und schnellwachsen-
den Ranken- bzw. Kletterpflanzen wie Hopfen und Zaunrübe dicht be- bzw. überwachsen

•	 die Fläche ist frei von älteren Bäumen, lediglich im unteren südlichen Abschnitt finden sich 
einzelne Sträucher (Salweiden, Blutroter Hartriegel), die ebenfalls mit Hopfen und Zaunrübe 
überwachsen sind; die Fläche befindet sich, wie anhand der älteren Orthophotos erkennbar, 
offenbar bereits länger in diesem stabilen Sukzessionsstadium, so dass eine weitere Gehölz-
sukzession nicht eingesetzt hat
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Kriterium Beschreibung

•	 die Flächenhistorie ist unbekannt und lässt sich auch nicht aus den Orthophotos ableiten, 
möglicherweise wurde das Areal früher beweidet, worauf die Reste eines Unterstandes mit 
Welleternitbedachung hinweisen 

•	 die Fläche liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Südlich der oberen Burgstra-
ße“ aus dem Jahr 2012, eine Bebauung ist demnach bereits legitimiert; im Zuge Teiländerung 
des Bebauungsplanes soll lediglich die überbaubare Grundstücksfläche bis zur hinteren Ge-
bäudeflucht des Anwesens Burgstraße 24 um ca. 4-6 m ausgeweitet werden

•	 gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan ergibt sich grundsätzlich kein Eingriffsdelta 
i.S.d. naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, da die GRZ nicht geändert wird 

•	 die Fläche ist potenzieller Brutraum von Arten, die innerhalb von Siedlungen dichte Gebüsche 
besiedeln bzw. bevoprzugen, z.B. Amsel, Rotkehlchen, Zaunkönig, Gartengrasmücke und Zilp-
zalp, evtl. auch die Dorngrasmücke 

•	 an den Resten des (ebenfalls dicht bewachsenen) ehemaligen Unterstandes ist eine Brut des 
Hausrotschwanzes möglich

Bestehende Vorbelastungen:

•	 Lage innerhalb der Siedlungslage mit überwiegender Wohnbebauung

•	 die randlich starke Stördisposition durch Anwohner dürfte zum Zentrum der Fläche hin etwas 
abfallen

•	 moderarte Lärmbelastung durch Verkehr

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und Pflanzen-
arten:

•	 das flächige Gebüsch ist potenzieller Brutstandort für Vögel; zu rechnen ist mit den o.g. stö-
rungstoleranten Siedlungsarten 

•	 aufgrund des geringen Gehölzalters fehlen Quartiermöglichkeiten für Fledermäuse

•	 eine Jagdraumnutzung durch die typischen Siedlungsarten ist möglich, wobei hierbei die eher 
lichttolerante Zwerg- und Breitflügelfledermaus, evt. der Große Abendsegler zu erwarten sind

•	 mit Fortpflanzungs- und Ruhestätten weiterer planungsrelevanter Arten ist nicht zu rechnen

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

•	 bei den evtl. auf der Fläche brütenden Vögel handelt es sich mit hoher Sicherheit um stör-
tolerante und häufige Siedlungsarten, für die die Legalausnahme n. § 44 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 
angenommen werden darf

•	 im Fall einer Beseitigung der Gehölze stellen die gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 5, 
Nr. 2, BNatSchG eine hinreichende Vermeidungsmaßnahme in Bezug auf das Tötungsverbot 
n. § 44, Abs. 1 Nr. 1, BNatSchG dar

•	 unter den Fledermäusen wird die Fläche möglicherweise entlang der Randstrukturen und 
auch über der gesamten Fläche von den im Siedlungsraum verbreiteten Arten als Jagdraum 
genutzt, eine essentielle Bedeutung darf für die in dieser Hinsicht opportunistischen Arten 
ausgeschlossen werden

•	 Quartiermöglichkeiten bestehen auf der Fläche nicht

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes: 

•	 Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen

•	 da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essentielle Bedeutung als Lebens-
raum i.S.d. § 19, Abs. 3 Nr. 1, BNatSchG zugewiesen werden kann, entsprechende Arten hier 
nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden Arten(gruppen) eine Ver-
schlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert werden kann, sind Schäden n. § 
19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz nicht zu erwarten

•	 eine Freistellung von der Umwelthaftung ist bei Einhaltung der genannten Maßnahmen im 
Zuge des Bauleitplanverfahrens möglich
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan •	 Darstellung des Plangebiets als Wohnbaufläche

•	 Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB erfüllt

Quelle: Gemeinde Kirkel

Bebauungsplan „Südlich der oberen Burgstra-
ße“ (2012)

•	 Relevante Festsetzungen für den Geltungsbereich der 1. Teiländerung des Bebauungsplanes 
„Südlich der oberen Burgstraße“:

•	 Art der baulichen Nutzung: Allgemeines Wohngebiet (WA)

•	 Maß der baulichen Nutzung: GRZ 0,4; GFZ 0,8

•	 Überbaubare Fläche: enges Baufenster mit Baugrenze 

•	 Bauweise: offen

Übernahme zu ändernder Festsetzungen für das Plangebiet.

Quelle: Gemeinde Kirkel
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Die 1. Teiländerung des Bebauungs-
plans „Südlich der oberen Burgstra-
ße“ ersetzt den Bebauungsplan „Süd-
lich der oberen Burgstraße“ (2012) le-
diglich durch die hier getroffenen Re-
gelungsinhalte. Die übrigen Festset-
zungen des Bebauungsplanes „Süd-
lich der oberen Burgstraße“ bleiben 
hiervon unberührt. Dies gilt auch für 
die örtlichen Bauvorschriften gem. § 
9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 LBO.

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§  1-14 
BauNVO

Allgemeines Wohngebiet (WA)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO

Das bestehende Allgemeine Wohngebiet 
bleibt im Rahmen der 1. Teiländerung des 

Bebauungsplanes „Südlich der oberen 
Burgstraße“ bestehen. Die Festsetzungen 
bezüglich der zulässigen und unzulässigen 
Nutzungen innerhalb des Allgemeinen 
Wohngebietes bleiben unberührt und wer-
den übernommen.

Die Festsetzungen zum Maß und zur Bau-
weise gelten entsprechend den Festsetzun-
gen des bestehenden Bebauungsplans.

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Die überbaubare Fläche wird gegenüber der 
bestehenden Planung durch Verschiebung 
der vorderen und hinteren Baugrenze ge-
ringfügig verändert. Die Abstandsflächen 
werden eingehalten.

Die überbaubaren Grundstücksflächen wer-
den ausschließlich durch Baugrenzen be-
stimmt. Auf diese Art und Weise soll ein 
ausreichender, individueller Spielraum bei 
der Realisierung der Gebäude ermöglicht 
werden. 

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Vögel, Fleder-
mäuse) innerhalb des Plangebietes werden 
vorsorglich entsprechende artenschutz-
rechtlich begründete Maßnahmen festge-
setzt.

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung oder Änderung eines Bebauungs
planes die öffentlichen und privaten Belan-
ge gegeneinander und untereinander ge-
recht abwägen. Die Abwägung ist die 
eigentliche Planungsentscheidung. Hier 
setzt die Kommune ihr städtebauliches Kon-
zept um und entscheidet sich für die Be-
rücksichtigung bestimmter Interessen und 
die Zurückstellung der dieser Lösung ent-
gegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natür-
lichen Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
chen Auswirkungen beachtet und in die 1. 
Teiländerung des Bebauungsplanes einge-
stellt:

Auswirkungen auf die  
Wohnbedürfnisse der Bevölkerung 
und auf die allgemeinen Anfor-
derungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-

sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Das Plangebiet liegt innerhalb des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes „Südlich der 
oberen Burgstraße“ aus dem Jahr 2012. Es 
besteht somit grundsätzlich Baurecht.

Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes 
sieht lediglich vor, das innerhalb des Plan-
gebietes festgesetzte Baufenster zu ver-
schieben. Die bauplanungs- und bauord-
nungsrechtlichen Vorgaben (z. B. Abstands-
flächen) werden nach wie vor eingehalten.

Nachteilige Auswirkungen auf gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind durch 
die vorgesehene Planung nicht zu erwarten.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die vorliegende Planung nicht erheblich ne-
gativ beeinträchtigt. Es erfolgt lediglich eine 
geringfügige Veränderung der planungs-
rechtlich gesicherten überbaubaren Grund-
stücksfläche innerhalb des Plangebietes.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Die Fläche liegt innerhalb des rechtskräfti-
gen Bebauungsplanes „Südlich der oberen 
Burgstraße“ aus dem Jahr 2012. Es besteht 
somit grundsätzlich Baurecht.

Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes 
sieht vor, das innerhalb des Plangebietes 
festgesetzte Baufenster geringfügig zu ver-
schieben. Dadurch kommt es lediglich zu 
einer Versiegelung an anderer Stelle. 

Aufgrund der geringen ökologischen Wer-
tigkeit der Fläche kann davon ausgegangen 
werden, dass es durch die Realisierung des 
Vorhabens zu keinen erheblich negativen 
Eingriffen in Natur und Landschaft kommt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der Planung 
kommt es zu einer geringfügigen Verschie-
bung der Baugrenze innerhalb des Plange-
bietes. Aufgrund des überschaubaren Aus-
maß der Veränderung können negative Aus-
wirkungen auf die Belange des Klimas ins-
gesamt ausgeschlossen werden.

Auswirkungen auf Belange des Hoch-
wasserschutzes und der Hochwasser-
vorsorge, insbesondere die Vermei-
dung und Verringerung von Hochwas-
serschäden (Starkregen)

In Anbetracht der klimatischen Veränderun-
gen wird daher vorsorglich darauf hinge-
wiesen, dass Oberflächenabflüsse (auf-
grund von Starkregenereignissen) einem 
kontrollierten Abfluss zugeführt werden 
müssen. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollier-
te Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei 
der Oberflächenplanung vorsorglich ent-
sprechende Maßnahmen vorzusehen. Be-
sonderer Maßnahmen zur Abwehr von 
möglichen Überflutungen sind während der 
Baudurchführung und bis hin zur endgülti-
gen Begründung und Grundstücksgestal-
tung durch die Grundstückseigentümer zu 
bedenken.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch die Planung nicht negativ beeinträch-
tigt werden.

Auswirkungen auf die Belange von 
Grund und Boden

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes „Südlich 
der oberen Burgstraße“ (2012). Somit be-
steht bereits grundsätzlich Baurecht. 

Durch die 1. Teiländerung des Bebauungs-
planes soll lediglich die überbaubare Grund-
stücksfläche im Bereich der Hs.-Nr. 24a ver-
schoben werden. Es handelt sich somit um 
eine geringfügige Veränderung, die keine 
erheblichen Auswirkungen auf die Belange 
von Grund und Boden hat. 

Zudem kann von erheblich negativen Ein-
griffen in Grund und Boden durch die Reali-
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sierung des Vorhabens abgesehen werden, 
da die Fläche eine geringe ökologische Wer-
tigkeit besitzt. 

Auswirkungen auf private 
Belange

Es sind keine negativen Auswirkungen der 
Planung auf private Belange bekannt.

Auswirkungen auf  
alle sonstigen Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berück-
sichtigenden Belange werden nach jetzi-
gem Kenntnisstand durch die Planung nicht 
berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewägt und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verab
schiedung der 1. Teiländerung 
des Bebauungsplanes

•	 Wahrung des bestehenden Gebietscha-
rakters des allgemeinen Wohngebietes

•	 Schutz vor möglichen Beeinträchtigun-
gen der Wohnnutzung insb. im Umfeld 
des Wohngebietes

•	 keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

•	 keine negativen Auswirkungen auf um-
weltschützende Belange

•	 keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Klimas 

•	 keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

•	 keine negativen Auswirkungen auf Be-
lange des Hochwasserschutzes und der 
Hochwasservorsorge, insbesondere die 
Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden (Starkregen)

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange von Grund und Boden

Argumente gegen die Verab-
schiedung der 1. Teiländerung 
des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Teiländerung des Bebauungspla-
nes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Teiländerung des Bebau-
ungsplanes wurden die zu beachtenden Be-
lange in ihrer Gesamtheit untereinander 
und gegeneinander abgewägt. Aufgrund 
der genannten Argumente, die für die Pla-
nung sprechen, kommt die Gemeinde zu 
dem Ergebnis, dass der Umsetzung der Pla-
nung nichts entgegensteht.


